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Kann es ein Zuviel an Schutz 
geben? Einige Ritter des 
Spätmittelalters würden dies 
wohl bejahen. Die meist 30 
bis 50 Kilogramm schweren 
Rüstungen machten ihre 
Träger zwar deutlich siche-
rer, aber auch unbewegli-
cher und schneller müde. 
Trotz der Schutzwirkung ge-

gen Pfeile und Schwerthiebe dürften diese Einschrän-
kungen manchen Kampf zuungunsten der Ritter ent-
schieden haben. Dies konnte sogar Schlachten 
entscheiden. So etwa die verlorene Schlacht von 
Azincourt, als schwer gerüstete französische Ritter im 
Jahr 1415 gegen leichtere englische Bogenschützen 
kämpften. Der schwere Boden des Schlachtgeländes 
hatte der Überlieferung nach auch dazu beigetragen, 
dass sich die überlegenen, aber schweren Rüstungen 
des französischen Ritterheeres in einen Nachteil ver-
wandelten. 
 
Wegen zu viel Schutz drohen wir auch heute eine 
Schlacht zu verlieren. Und zwar im Kampf um eine 
ausreichende Versorgung mit Wohnraum. Seit Jah-
ren vermag die Bautätigkeit die Wohnungsnachfrage 
nicht zu befriedigen. Im Jahr 2023 erhielten nur ge-
rade 33’532 Wohnungen eine Baubewilligung, 
27 Prozent weniger als im Schnitt der letzten 
20 Jahre. Eine zentrale Ursache sind die vielen Best-
immungen zu Denkmalschutz, Heimatschutz, Land-
schaftsschutz, Ortsbildschutz, Lärmschutz, Umwelt-
schutz und bald auch noch Schutz für die 
Biodiversität. Diese Schutzbestimmungen haben un-
bestreitbar wichtige Funktionen: Sie sollen den Cha-
rakter von Städten und Dörfern, die Natur und das 
kulturelle Erbe der Schweiz bewahren sowie die Be-
wohnerinnen und Bewohner vor Lärm schützen. Al-
lerdings führen überzogene Schutzbestimmungen 
sowie der Missbrauch dieser Regelungen durch frag-
würdige Einsprachen – oft von Einzelpersonen oder 
Interessengruppen – dazu, dass dringend benötigter 
Wohnraum massiv verzögert oder sogar gänzlich ver-
hindert wird. Allein in der Stadt Zürich ist aktuell der 
Bau von 3’000 Wohnungen aufgrund des Lärm-
schutzgesetzes blockiert. 

Der Lärmschutz ist ein gutes Beispiel dafür, wie sich 
ein an und für sich nachvollziehbarer Schutzgedanke 
zur Blockade ausweiten kann. Das Bundesgericht 
hatte 2016 eine zuvor breit angewandte Lüftungs-
fensterpraxis für bundesrechtswidrig erklärt. Gemäss 
dem Gericht genügte es nicht mehr, dass lärmemp-
findliche Räume über mindestens ein Fenster verfüg-
ten, an dem die Lärmgrenzwerte einzuhalten waren, 
sondern alle Fenster mussten von nun an die Immis-
sionsgrenzwerte erfüllen. Zwar wollte das Bundesge-
richt die raumplanerischen Interessen an einer Innen-
verdichtung auch berücksichtigen, setzte die dafür 
nötige Hürde für Ausnahmebewilligungen jedoch so 
hoch an, dass nur selten Ausnahmen bewilligt wer-
den. Will ein Bauherr eine Ausnahme, muss er nach-
weisen, dass alle zumutbaren Lärmschutzmassnah-
men ergriffen wurden. Je nach Fall kann das kleine 
Wort «alle» für einen Bauherrn sehr kostspielig wer-
den und es erhöht die Rechtsunsicherheit.  
 
Wenn Parlament oder Volk über eine Schutzbestim-
mung abstimmen, ist deren Tragweite oftmals nicht 
bekannt. Jeder Schutz hat jedoch seinen Preis. Im Un-
terschied zu einer Versicherungspolice ist der Preis 
bei der Einführung einer neuen Schutzbestimmung 
aber zumeist noch nicht bekannt. Erst viel später wer-
den die Folgen der neuen Bestimmungen klarer. So 
beispielsweise auch beim Ortsbildschutz. Dieser ist im 
Natur- und Heimatschutzgesetz (NHG) geregelt. Ge-
mäss Artikel 5 dieses Gesetzes erstellt der Bundesrat 
Inventare von Objekten von nationaler Bedeutung, 
das sogenannte ISOS-Inventar. Dagegen ist nichts 
einzuwenden. Weshalb aber heute 75 Prozent des 
Zürcher Stadtgebietes im ISOS-Inventar erfasst sind, 
dürfte wohl nicht mal der Bundesrat schlüssig erklä-
ren können. Dabei war es der Bundesrat, der 2016 
das ISOS-Inventar für die Stadt Zürich festsetzte. Und 
dies, obwohl zwei Jahre zuvor der Baudirektor des 
Kantons Zürich interveniert und auf drohende Kon-
flikte bei der Verdichtung hingewiesen hatte. Zürich 
wurde beruhigt mit dem Hinweis, die Inventarisie-
rung sei nicht gleichbedeutend mit einer Schutzver-
fügung, sondern liefere bloss eine Verhandlungs-
grundlage.  
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Das war offensichtlich falsch, denn im Juni 2024 hat 
der Zürcher Stadtrat Odermatt eine Medienkonfe-
renz abgehalten und den planungsrechtlichen Not-
stand ausgerufen. Gesetze sind eben nicht in Stein 
gemeisselt, sondern führen ein Eigenleben. Findige 
Anwälte haben, um Bauprojekte zu bekämpfen, ei-
nen Paragrafen im Natur- und Heimatschutzgesetz 
gefunden, der die direkte Anwendung von ISOS für 
einen Grossteil der rund 4000 Stadtzürcher Baugesu-
che ermöglicht, und Gerichte stützen dieses Vorge-
hen. Wie beim Lärm verselbständigt sich auch hier 
die Rechtsprechung. Das bedeutet nun konkret, dass 
die allermeisten Baugesuche zuerst vom Kanton ge-
prüft und später Kommissionen auf Bundesebene zur 
Beurteilung vorgelegt werden müssen, bei denen 
nicht mehr lokale Interessen wie z. B. die Verdich-
tung im Vordergrund stehen, sondern denkmalpfle-
gerische. Im besten Fall sorgt das für Verzögerungen 
und höhere Kosten, im schlechtesten Fall muss das 
Bauprojekt nochmals völlig neu ausgearbeitet wer-
den. Faktisch entsprechen damit eben doch grosse 
Teile des ISOS-Inventars einer Schutzverfügung und 
die eigentliche verfassungsrechtliche Zuständigkeit 
des Kantons für den Natur- und Heimatschutz wird 
ad absurdum geführt.  
 
Investoren sprechen derzeit von einer totalen Rechts-
unsicherheit bei Bauvorhaben in der Stadt Zürich. In 
Schwamendingen kann zum Beispiel die ASIG-Wohn-
genossenschaft ein Projekt mit rund 1’000 Wohnun-
gen vorerst nicht bauen – trotz 15 Jahren Planung 
und gültigem Gestaltungsplan. Offensichtlich wird 
man die Geister, die man gerufen hat, nicht mehr so 
rasch los. Auch nicht mit Medienkonferenzen. Die 
ISOS-Problematik betrifft dabei jede Gemeinde und 
nicht nur die Stadt Zürich. Auf der Strecke bleibt die 
Wohnraumversorgung der Bevölkerung, die keinen 

gesetzlichen Schutz hat. Leidtragende sind die Mie-
terinnen und Mieter. Denn die Wohnungsknappheit 
drückt unweigerlich die Mieten in die Höhe. Die An-
gebotspreise steigen in der Schweiz derzeit um rund 
6 Prozent. In der Stadt Zürich hat sich eine Mietwoh-
nung in den letzten drei Jahren um 26 Prozent ver-
teuert.  
 
Der ISOS-Übergriff dürfte ziemlich sicher über kurz 
oder lang korrigiert werden. Doch das wird Jahre 
dauern. Besser wäre es, künftig Gesetze und Verfas-
sungsbestimmungen viel penibler dahingehend zu 
prüfen, welchen Schaden sie langfristig anrichten 
können. Die nächste Gelegenheit ergibt sich am 22. 
September bei der Abstimmung über die Biodiversi-
tätsinitiative. Lesen Sie den Initiativtext genau. Dann 
werden Sie feststellen, dass es nicht nur um Biodiver-
sität geht, wie viele Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger glauben. Der Initiativtext verlangt unter Ziffer 
1a und 1b im neuen Artikel 78a der Bundesverfas-
sung die Bewahrung von Ortsbildern und die Scho-
nung von baukulturellem Erbe. Die nächste Blockade 
durch die Hintertür? 
 
 
Fredy Hasenmaile,  
Chefökonom Raiffeisen Schweiz 
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Wichtige rechtliche Hinweise 

 

Keine Beratung 
Die vorliegende Präsentation dient allgemeinen Werbe- sowie Informationszwecken und ist nicht auf die individuelle Situation des Empfängers abgestimmt. Sie 

stellt weder eine Beratung, eine Empfehlung, noch ein Angebot oder dergleichen dar und ersetzt keinesfalls eine umfassende, detaillierte Analyse und Beratung. 

Erwähnte Beispiele und Hinweise sind allgemeiner Natur, welche im Einzelfall abweichen können. Der Empfänger bleibt selbst für entsprechende Abklärungen, 

Prüfungen und den Beizug von Spezialisten (z. B. Steuer-, Versicherungs- oder Rechtsberater) verantwortlich. 

 

Hinweis betreffend zukunftsgerichtete Aussagen 
Die vorliegende Publikation enthält zukunftsgerichtete Aussagen. Diese widerspiegeln Einschätzungen, Annahmen und Erwartungen von Raiffeisen Schweiz Ge-

nossenschaft («Raiffeisen Schweiz») zum Zeitpunkt der Erstellung. Aufgrund von Risiken, Unsicherheiten und anderen Faktoren können die künftigen Ergebnisse 

von den zukunftsgerichteten Aussagen abweichen. Entsprechend stellen diese Aussagen keine Garantie für künftige Leistungen und Entwicklungen dar. Zu den 

Risiken und Unsicherheiten zählen unter anderem die im Geschäftsbericht der Raiffeisen Gruppe (verfügbar unter report.raiffeisen.ch) beschriebenen Risiken und 

Unsicherheiten. Raiffeisen Schweiz ist nicht verpflichtet, die zukunftsgerichteten Aussagen in dieser Publikation zu aktualisieren. 

 
Keine Haftung  

Raiffeisen Schweiz unternimmt alle zumutbaren Schritte, um die Zuverlässigkeit der präsentierten Daten zu gewährleisten. Raiffeisen Schweiz übernimmt aber 

keine Gewähr für Aktualität, Richtigkeit und Vollständigkeit der in dieser Publikation veröffentlichten Informationen. 

Raiffeisen Schweiz haftet nicht für allfällige Verluste oder Schäden (direkte, indirekte und Folgeschäden), die durch die Verteilung dieser Publikation oder deren 

Inhalt verursacht werden oder mit der Verteilung dieser Publikation im Zusammenhang stehen. Insbesondere haftet sie nicht für Verluste infolge der den 

Finanzmärkten inhärenten Risiken. 
Bei aufgeführten Performance-Daten handelt es sich um historische Daten, aufgrund derer nicht auf die laufende oder zukünftige Entwicklung geschlossen werden 

kann. 

   

Richtlinien zur Sicherstellung der Unabhängigkeit der Finanzanalyse  

Diese Publikation ist nicht das Ergebnis einer Finanzanalyse. Die «Richtlinien zur Sicherstellung der Unabhängigkeit der Finanzanalyse» der Schweizerischen 

Bankiervereinigung (SBVg) finden demzufolge auf diese Publikation keine Anwendung. 
 

Die vorliegende Publikation darf ohne schriftliche Genehmigung von Raiffeisen weder auszugsweise noch vollständig vervielfältigt und/oder weitergegeben wer-

den. 

___________________________________________________________________________________________________________________________ 
 


